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Vorwort zur 1. und 2. Auflage

Das Europäische Arbeitsrecht prägt die Arbeitsrechtsordnungen aller EU-Mitgliedstaa-
ten, also auch das deutsche Arbeitsrecht. Wie sehr und in welchen Bereichen dies im
Einzelnen der Fall ist, lernen Sie in diesem Buch.

Aber warum sollten nicht nur Arbeitsrechtler, sondern alle Juristinnen und Juristen
sich mit dem Europäischen Arbeitsrecht beschäftigen?

Zunächst einmal: Das Arbeitsrecht ist für das Verständnis des Rechts der Europä-
ischen Union ein äußerst wichtiger Bereich. Hier wurden wesentliche Anforderungen
an die Umsetzung von Richtlinien entwickelt; oft haben arbeitsrechtliche Fälle den An-
lass gegeben, allgemeine Grundsätze zum Verhältnis des Rechts der Europäischen Uni-
on zum mitgliedstaatlichen Recht zu entwickeln. Als wichtige Entscheidungen seien
hier nur die EuGH-Urteile „Bosman“, „Angonese“, „Draehmpaehl“, „Mangold“ oder
„Viking“ genannt. Im Europäischen Arbeitsrecht lässt sich vor allem anschaulich stu-
dieren, wo die Grenzen der unionsrechtlichen Rechtssetzung im Privatrecht liegen. Vie-
le Rechtsgrundsätze, mit denen der EuGH heute im europäischen Privatrecht arbeitet,
wurden im europäischen Arbeitsrecht entwickelt.

Seine besondere Spannung und Dynamik gewinnt das europäische Arbeitsrecht daraus,
dass es auch in der allgemeinpolitischen Debatte einen hohen Stellenwert genießt. Ar-
beitsrechtliche Entscheidungen des EuGH sind bis in die politische Auseinandersetzung
vorgedrungen und vielen Zeitungsleserinnen und -lesern bekannt. In der Sozialpolitik
und im Arbeitsrecht offenbart sich unmittelbar und frühzeitig, welche Schwierigkeiten
die Europäisierung von Wirtschaft und Gesellschaft der Mitgliedstaaten mit sich
bringt, wenn diese nicht nur selbst jahrhundertealte Konflikte hinter sich haben, son-
dern auch ganz aktuell in Krisen stecken. Durch die Beteiligung der Sozialpartner (Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbände) bewegt sich die Rechtssetzung im Arbeitsrecht
zudem in einem komplexen Mehrebenensystem, das durch die Europäisierung beson-
deren Herausforderungen unterworfen wird.

Das vorliegende Lehrbuch richtet sich an Studierende im rechtswissenschaftlichen
Schwerpunktbereichsstudium sowie an Studierende in europarechtlichen Masterstudi-
engängen oder „Europa-Studien“. Der Schwerpunkt dieses Buchs liegt auf der Vermitt-
lung von Querschnittsfragen des Rechts der Europäischen Union und Grundfragen des
europäischen Arbeitsrechts.

Bei der Systematisierung des Rechts der Europäischen Union geht es oft darum, die
Rechtsprechung des EuGH zu verstehen und nachzuvollziehen. Dementsprechend geht
dieses Lehrbuch nach einer Case Law-Methode vor: Ausgehend von den primär- und
sekundärrechtlichen Quellen werden einzelne Auslegungsfragen anhand von konkreten
Fällen und Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs erläutert.

Sie werden vielleicht feststellen, dass das Lehrbuch nicht ganz durchgehend sowohl
weibliche als auch männliche Bezeichnungen verwendet; ich habe mich insofern für
einen Kompromiss zwischen sprachlicher Korrektheit und flüssiger Lesbarkeit ent-
schieden. Für die 2. Auflage wurden die Randnummern neu durchnummeriert.

5



Für wertvolle Hilfe und Unterstützung bei Recherche, Redaktion und Lektorat dieses
Buchs habe ich Kristian Glowe, Anna Heinen, Laura Krüger und Clemens Sudhof (1.
Auflage) sowie Harald Weber und Svea Kühl (2. Auflage) zu danken. Für die ausge-
zeichnete verlegerische Betreuung bedanke ich mich bei Dr. Peter Schmidt vom
Nomos-Verlag.

Viel Spaß und Erfolg in der Arbeit mit diesem Buch!

Frankfurt (Oder), November 2015/Januar 2020 Eva Kocher
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